
Beschluss 
des Gemeinsamen Bundesausschusses über 
eine Änderung der Mindestmengenregelungen: 
Änderung der Nr. 8 der Anlage 

Vom 17. Dezember 2020 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 17. Dezember 2020 
beschlossen, die Regelungen gemäß § 136b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB V) für nach § 108 SGB V zugelassene Krankenhäuser 
(Mindestmengenregelungen, Mm-R) in der Fassung vom 21. März 2006 (BAnz. Nr. 143, 
S. 5389), zuletzt geändert am 16. Juli 2020 (BAnz AT 12.08.2020 B1), wie folgt zu ändern:

I. Die Anlage wird wie folgt geändert:
Die Nummer 8 „Versorgung von Früh- und Neugeborenen mit einem Geburtsgewicht
von < 1250 g – jährliche Mindestmenge pro Standort eines Krankenhauses mit
ausgewiesenem Level 1 entsprechend der Qualitätssicherungs-Richtlinie Früh- und
Reifgeborene: 14“ wird wie folgt gefasst:

„8. Versorgung von Früh- und Reifgeborenen mit einem Aufnahmegewicht von
< 1.250 g – jährliche Mindestmenge pro Standort eines Krankenhauses: 25
Der Mindestmengenregelung unterliegt die gesamte Versorgungs- und
Behandlungsleistung des Früh- oder Reifgeborenen < 1.250 g von der Geburt bis zum
Erreichen der Gewichtsgrenze von 1.249 g. Einrichtungen, die ein Früh- oder
Reifgeborenes < 1.250 g im Rahmen einer Verlegung gemäß § 5 der Richtlinie über
Maßnahmen zur Qualitätssicherung der Versorgung von Früh- und Reifgeborenen
aufnehmen, unterliegen nicht der Mindestmengenregelung.

Berechnung der Leistungsmenge
Zur Ermittlung der erbrachten Leistungsmenge gemäß § 3 Absatz 2 werden alle
Behandlungsfälle von Kindern mit einem Aufnahmegewicht unter 1.250 g, die am
Geburtstag oder am darauffolgenden Kalendertag im betreffenden Krankenhausstandort
aufgenommen wurden, gezählt.
Maßgeblich für die Berechnung der Leistungsmenge sind gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1
Buchstabe c Mm-R
1. das Aufnahmegewicht gemäß § 301 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 SGB V,
2. der Aufnahmetag gemäß § 301 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 SGB V und der

Geburtstag gemäß § 301 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 SGB V i. V. m. § 291a Absatz
2 Nummer 3 SGB V.

Übergangsregelung 
In den Kalenderjahren 2021 und 2022 gilt übergangsweise jeweils eine Mindestmenge 
von 14 Leistungen pro Standort eines Krankenhauses. Im Kalenderjahr 2023 gilt 
übergangsweise eine Mindestmenge von 20 Leistungen pro Standort eines 
Krankenhauses.“ 
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II. Die Änderung der Regelungen tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft.  
Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter 
www.g-ba.de veröffentlicht. 

Berlin, den 17. Dezember 2020 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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